
Herr Knülle führte aus, dass seitens der SPD-Fraktion mehrheitlich die Erhöhung des 
Grundpreises abgelehnt werde. Den Bürgern könne nicht vermittelt werden, bei geringerem 
Wasserverbrauch einen höheren Preis zu zahlen. Dies sei eine ökopolitische Bestrafung der 
Bevölkerung. Die Preiserhöhung sei für den einzelnen Haushalt zwar nur geringfügig, das 
Zusammenkommen mehrerer Preis- und Gebührenerhöhungen im Energiesektor stelle aber 
letztlich eine erhebliche Belastung dar. Darüber hinaus sei ein Schaden für die 
Wasserversorgungsgesellschaft nicht zu erwarten, wenn die Gewinne geringfügig sinken. Auch 
unter Berücksichtigung der bevorstehenden Entscheidung zur Energieversorgung in Sankt 
Augustin sei die Erhöhung nicht das richtige Signal. 
 
Für die FDP-Fraktion erklärte Frau Jung, dass der Erhöhung zugestimmt werde. Der Grundpreise 
diene dazu, die Infrastruktur und Qualität des Wasserversorgungsnetzes (Leistungen, Pumpen 
etc.) instand zu halten. Sie wies darauf hin, dass mit der jetzt vorgesehenen Grundpreiserhöhung 
von 3,6 % der Preis des Jahres 2002 - seinerzeit auf Grund der Euro-Anpassung gesenkt – noch 
nicht erreicht werde.  
Dem schloss sich Herr Wagner für die CDU-Fraktion an. Er betonte, dass der Verbrauchspreis 
nicht tangiert sei. 
 
Herr Metz erklärte für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, dass auf Grund der Gewinne 
der Wasserversorgungsgesellschaft in den letzten Jahren die Erforderlichkeit einer Preiserhöhung 
nicht zu erkennen sei. Informationen über größere Investitionen, die über die übliche 
Geschäftstätigkeit der Wasserversorgungsgesellschaft hinaus gingen, seien nicht bekannt. Daher 
könne eine Zustimmung nicht erteilt werden. 
 
Herr Dr. Büsse wies darauf hin, dass eine Schmälerung der Gewinne zu Investitionsstaus führen 
könne. Eine maßvolle Erhöhung des Grundpreises stelle den Qualitätsstandard sicher.  
Zurückgehender Wasserverbrauch sei nicht nur auf sparsames Verhalten der Bürger 
zurückzuführen, sondern werde auch durch die klimatischen Verhältnisse beeinflusst.  
 
Anschließend fasste der Rat folgenden Beschluss: 


